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2. Ein Nachtzuschlag oder sonstige nicht im Tarif
enthaltene Zuschläge dürfen nicht erhoben wer-
den.

3. Bei Fahrten über den Pflichtfahrbereich hinaus
kann im Rahmen der Preisvereinbarung eine Vor-
schusszahlung verlangt werden.

4. Taxifahrten im Geltungsbereich dieser Verordnung
dürfen grundsätzlich nur mit eingeschaltetem Fahr-
preisanzeiger durchgeführt werden.

Es darf auch nur der vom Fahrpreisanzeiger ange-
zeigte Betrag vom Fahrgast verlangt werden. Die
Preise für die Beförderung und die Wartezeiten
sind Festpreise und dürfen weder über- noch un-
terschritten werden.

Nach Beendigung der Fahrt ist der Fahrpreisanzei-
ger wieder auf Kasse zu schalten.

Der Fahrpreisanzeiger muss so beschaffen sein,
dass er aus der Stellung ¹Kasseª heraus nach einer
Wegstrecke von 10 m automatisch in ¹Freiª schal-
tet, wenn nicht durch Tastendruck in Stellung
¹Freiª geschaltet wird. Aus der Stellung ¹Kasseª
heraus muss der Fahrpreisanzeiger manuell in die
letzte Tarifstunde zurückgeschaltet werden kön-
nen. Ausgenommen hiervon sind ältere Geräte, de-
ren Technik die Einstellung nicht ermöglicht.

Die Fahrten zum Fahrgast innerhalb des jeweiligen
Bereitstellungsraumes sind frei.

Bei Ausfall des Fahrpreisanzeigers darf lediglich
der amtlich festgelegte Kilometerpreis und der
Preis für die Wartezeit berechnet werden. Beginn
und Ende der Wartezeit werden im Einvernehmen
mit dem Fahrgast durch Zeitvergleich festgestellt.

5. Ohne eingeschalteten Fahrpreisanzeiger dürfen
Schüler- und Behindertentransporte sowie Behör-
denfahrten durchgeführt werden, wenn folgende
Voraussetzungen erfüllt sind:

a) die Festsetzung des pauschalen Festpreises
muss nach Ziffer 1.1 bzw. 1.2 erfolgen

b) die Fahrstrecke, der Auftraggeber und der fest-
gelegte Pauschalpreis sind der Genehmigungs-
behörde schriftlich anzuzeigen

c) bei der Durchführung der Fahrt ist ein Nach-
weis im Fahrzeug mitzuführen, der eine Kon-
trolle ermöglicht.

6. Beim Einsatz von Taxis im Rahmen eines ¹Arzt-
Notfalldienstesª sind Sondervereinbarungen ge-
stattet.

Der Fahrpreisanzeiger braucht nicht eingeschaltet
zu werden, sofern für die Fahrzeuge eine Ausnah-
megenehmigung gemäû § 70 Abs. 1 Ziff. 2 der
Straûenverkehrszulassungsordnung (StVZO) von
den Vorschriften des § 52 Abs. 6 StVZO erteilt
worden ist.

7. Alle Fahrten, die nicht über die Grenze des Gel-
tungsbereichs dieser Verordnung hinausführen,

sind nach dem Tarif unter Ziff. 1.1 bzw. 1.2 zu be-
rechnen, gleich ob der Fahrgast wieder zurückfährt
oder am Zielort aussteigt.

Bei Fahrten, die auûerhalb des Bereitstellungsrau-
mes anfallen und nicht in diesen Bereich zurück-
führen, kann die Anfahrt zum Fahrgast von der
Grenze des Bereitstellungsraumes an berechnet
werden. Die Rückfahrt zum Ausgangspunkt ist
frei.

§ 3
Entgelte für die Beförderung sonstiger Art

Zuschläge werden keine erhoben.

§ 4
Ordnungswidrigkeiten

Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden
aufgrund des § 61 Abs. 1 und 2 des Personenbeför-
derungsgesetzes als Ordnungswidrigkeit geahndet.

§ 5
In-Kraft-Treten

Die Verordnung tritt nach Veröffentlichung im Amts-
blatt des Saarlandes mit Wirkung vom 1. Januar 2002
in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Verordnung über Beförderungs-
entgelte und Beförderungsbedingungen im Kraft-
droschkenverkehr für den Landkreis Merzig-Wadern
vom 8. Mai 2000 auûer Kraft.

Merzig, den 17. Oktober 2001

Landkreis Merzig-Wadern

Der Landrat
Michael Kreiselmeyer

3079 Verordnung
zur ¾nderung der Verordnung über die Ausweisung

von Landschaftsschutzgebieten im Landkreis
Neunkirchen

Vom 12. Oktober 2001

Gemäû § 18 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über den
Schutz der Natur und die Pflege der Landschaft (Saar-
ländisches Naturschutzgesetz Ð SNG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 19. März 1993 (Amtsblatt
des Saarlandes S. 346, 482), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 5. Februar 1997 (Amtsblatt des Saarlan-
des S. 258) verordnet der Landkreis Neunkirchen Ð
Untere Naturschutzbehörde Ð mit Zustimmung des
Ministeriums für Umwelt Ð Oberste Naturschutz-
behörde Ð:

Artikel 1

Die Verordnung über die Landschaftsschutzgebiete
(LSG-VO) im Landkreis Neunkirchen vom 30. Sep-
tember 1988 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1063), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 15. September
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2000 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1887) wird wie folgt
geändert:

In § 2 Abs. 1 LSG-VO ergibt sich für das Landschafts-
schutzgebiet ¹L 4 07 01 Ð Bäckerwäldchen, Kleber-
bach, Mühlentalª folgende Grenzbeschreibung:

¹Ausgangspunkt ist der Schnittpunkt der L.II.O. 243
mit der BAB A 8. Der BAB in nördlicher Richtung
folgend bis zur Gemeindegrenze zwischen Spiesen-El-
versberg und Neunkirchen. Dieser Grenze dann in
östlicher Richtung folgend entlang Hofgut Menschen-
haus über die Spieser Mühle und entlang dem Röd-
schestal. In nördlicher Richtung den Forstabteilungen
70, 72 und 74 entlang bis zum Schnittpunkt mit der
L.II.O. 241. Diese überschreitend weiter der Forst-
grenze folgend, den Gansbergfriedhof umgehend, die
Gansbergstraûe überquerend und aufstoûend auf den
Schnittpunkt der Flurgrenzen 15 und 11. Von hier wei-
ter in östlicher, dann südlicher Richtung entlang der
Flurgrenze Flur 11 und 17 bis zur östlichen Ecke der
Parz. 16 in Flur 17. Die Straûe ¹Hackenbornertriftª
überquerend, weiter zwischen den Parz. 243/24 und
244/24 aufstoûend auf den Hackenbornerweg Parz.
30/1. Diesem Weg in südlicher Richtung folgend bis
zur südlichen Spitze der Parz. 40 Flur 17.

In nordöstlicher Richtung dem ¹Nassenwalderwegª,
Parz. 83/1, folgend bis zum Flurstück 163/144. Entlang
der Südwestgrenze dieses Flurstücks bis zu einem
Feldwirtschaftsweg. Dann entlang der Südostgrenzen
der Flurstücke 162/144, 143, 142, 234/141, 233/141,
313/140 bis zum Flurstück 138/2. Von hier aus der

Südwestgrenze dieser Parzelle in nordwestlicher Rich-
tung folgend zurück zum ¹Nassenwalderwegª.

Von hier aus wiederum in nordöstlicher Richtung bis
zur WZB, die WZB Parz. Nr. 86/1 umrundend, ein-
schlieûlich der Parzellen 82/8; 82/4; 82/5; 81/1 und 81/2
und einmündend in den Kothweiherweg (Verbin-
dungsstraûe Spiesen±WZB). Von hier weiter entlang
der Flurgrenze der Flur 16 und 22 bis zum Schnitt-
punkt mit der Forstgrenze der Abt. 60, dieser in west-
licher Richtung folgend bis zum Schnitt mit der
L.II.O. 243 und dieser in nördlicher Richtung folgend
bis zum Ausgangspunkt.ª

Die neue Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes
im ¾nderungsbereich ist in der anliegenden Karte ab-
gedruckt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündi-
gung im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft.

Ottweiler, den 12. Oktober 2001

Landkreis Neunkirchen
Ð Untere Naturschutzbehörde Ð

Dr. R. Hinsberger
Landrat
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	 a)	 zu baden und die Wasserfläche mit Booten zu 
befahren,

	 b)	 zu fischen.

§ 5 
Managementplan, Schutz- und Pflegemaßnahmen

(1) Konkrete flächenbezogene Aussagen zu Artvor-
kommen und deren Habitatstrukturen sowie zur Be-
wirtschaftung erfolgen in Managementplänen, die von 
der Obersten Naturschutzbehörde oder der von ihr be-
auftragten Stelle erstellt werden. Auf bewirtschafteten 
Flächen erfolgt die Aufstellung nach Anhörung der 
Nutzungsberechtigten.
Auf Staatswaldflächen erfolgt die Erstellung der Ma-
nagementpläne bzw. Teilen der Managementpläne 
durch den SaarForst Landesbetrieb im Einvernehmen 
mit der Obersten Naturschutzbehörde oder der von ihr 
beauftragten Stelle. Im Bereich der Zweckverbände für 
die Durchführung von Naturschutzgroßprojekten er-
folgt die Erstellung der Managementpläne im Beneh-
men mit den Zweckverbänden und dem Bundesamt für 
Naturschutz.
(2) Der Managementplan stellt darüber hinaus freiwil-
lige weitergehende Maßnahmen und Nutzungen dar.
(3) Die jeweils geltende Fassung des Management-
plans ist durch die Oberste Naturschutzbehörde oder 
die von ihr beauftragte Stelle entsprechend zu kenn-
zeichnen und dauerhaft zu verwahren.
(4) Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die in einem 
Managementplan nach Absatz 3 enthalten sind, werden 
unter Aufsicht der Obersten Naturschutzbehörde oder 
der von ihr beauftragen Stelle durch diese oder in deren 
Auftrag, im Bereich des Staatswaldes auch durch den 
SaarForst Landesbetrieb und im Bereich der Zweck-
verbände für die Durchführung von Naturschutzgroß-
projekten auch durch die Zweckverbände durchgeführt. 
Von einem Managementplan nach Absatz 3 abweichen-
de Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen bedürfen der 
vorherigen Zulassung durch die Oberste Naturschutz-
behörde oder der von ihr beauftragten Stelle. Bei Ver-
pachtung der im Eigentum der Städte und Gemeinden, 
Zweckverbände zur Durchführung von Naturschutz-
großprojekten, des Landes oder des Bundes befindli-
chen Grundstücke und bei vertraglichen Vereinbarun
gen zur Förderung der Nutzung sind die Vorgaben des 
Managementplans für die betroffene Fläche zu beach-
ten und in den Pachtvertrag aufzunehmen.

§ 6 
Ausnahmen, Anordnungsbefugnis

(1) Die Oberste Naturschutzbehörde kann für eine vor 
Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig durch-

geführte Nutzung Ausnahmen von Beschränkungen 
und Maßgaben nach § 3 sowie von der Unzulässigkeit 
gemäß § 4 zulassen, wenn dadurch der Schutzzweck 
nicht beeinträchtigt wird.

Für sonstige Maßnahmen geringen Umfanges kann 
die Oberste Naturschutzbehörde Ausnahmen zulassen, 
wenn dadurch der Schutzzweck nicht beeinträchtigt 
wird.

§ 67 des Bundesnaturschutzgesetzes bleibt unberührt.

(2) Handelt es sich um ein Projekt im Sinne des § 34 
des Bundesnaturschutzgesetzes oder um einen Plan im 
Sinne des § 36 des Bundesnaturschutzgesetzes sind die 
diesbezüglichen Verfahrensregelungen des Saarländi-
schen Naturschutzgesetzes anzuwenden.

(3) Soweit durch Maßnahmen oder Handlungen eine 
Beeinträchtigung des Erhaltungszustandes des Lebens-
raumtyps oder der Art eingetreten ist oder begründet 
zu erwarten ist, kann das Landesamt für Umwelt- und 
Arbeitsschutz Anordnungen treffen, um die Erhaltung 
oder Wiederherstellung des Erhaltungszustandes si-
cher zu stellen.

§ 7 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des §  52 Absatz 1 Num-
mer 5 des Saarländischen Naturschutzgesetzes handelt, 
wer in dem Schutzgebiet vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen Regelungen der §§ 3 oder 4 verstößt.

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Verordnung über das Naturschutzgebiet „Kle-
berbachtal“ vom 1. Dezember 1988 (Amtsbl. 1989 
S.  1) in der derzeit geltenden Fassung außer Kraft. 
Auf den in §  1 dieser Verordnung bezeichneten Flä-
chen tritt gleichzeitig die Verordnung über die Land-
schaftsschutzgebiete im Landkreis Neunkirchen vom 
30. September 1988 (Amtsbl. S. 1063) und die Verord-
nung über die Landschaftsschutzgebiete im Landkreis 
St. Ingbert vom 2. Juni 1970 (Amtsbl. S. 631) in den 
jeweils geltenden Fassungen außer Kraft.

Saarbrücken, den 17. März 2017

Der Minister für Umwelt 
und Verbraucherschutz

Jost
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